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Außerhalb der gesetzlichen Öffnungszeiten
keine Beratung, kein Verkauf.

Schausonntag
11.00 bis 17.00 Uhr
Heesstraße 127,
Kreuztal-Fellinghausen
Weidenauer Str. 243,
Siegen

Gewerbepark Heidenberg
Garnisonsring 19 · Siegen

Tel. (02 71) 31 00 13
Fax (02 71) 31 14 32

So finden Sie uns:

www.motorland-lenkeit.de

Autobahn-Auf- oder Abfahrt Siegen-Eiserfeld, über Möbelhaus IKEA
ca.  300 Meter links in den Garnisonsring.

Angebot der Woche

Was wir verkaufen, reparieren wir auch! Qualität zahlt sich immer aus.
Eigene Service-Werkstatt und Kundendienst!

43-Compact
Sondermodell, 
43 cm Schnittbreite, 
Ready-Start-Motor,
Alugehäuse

statt 659,-

nur 549,-

Sondermodelle zur WM 2010

40 EL- Spirit
Elektrorasenmäher, 
40 cm Schnittbreite, 
1300-Watt-Motor

statt 369,-

nur 329,-
Rasenmäher
46 cm Schnittbreite 
4-Takt-Motor

statt 299,-
nur

179,-

Aufsitzrasenmäher
92 cm Schnittbreite,13,5 PS,
4-Taktmotor, hydr. Getriebe,

Modell 2010

statt 3789,-

nur 2789,-
oder mit 2-Zylinder-
Honda-Motor, 17 PS
statt 3990,-  nur 2990,-

InspirierendInspirierend
Anbau & Aufstockung

Kostenlosen 

Beratungstermin 

vereinbaren!

Kalkwerk 6 – 35756 Mittenaar 
Tel. 02778 / 69948-0 
Fax 02778 / 699 488
www.russ-holzbau.de

Z U R Ü C K
Naturheilpraxis

Denker/Gräf
Hohenseelbachstraße 1

57290 Neunkirchen
Telefon: 0 27 35 / 26 32

Es wäre eine teure Neuwahl
Zehn Mio. Euro würde sie die Parteien wohl kosten

Düsseldorf. Eine mögliche
Neuwahl in Nordrhein-West-
falen käme die Parteien teuer zu
stehen. Nach ddp-Informa-
tionen aus Parteikreisen müss-
ten CDU, SPD, Grüne, FDP
und Linke zusammen wohl
mehr als zehn Mio. Euro für
einen erneuten Wahlkampf im
Herbst ausgeben.

Bei den großen Parteien
CDU und SPD soll ein Land-
tagswahlkampf zwischen 3,5
und 6 Mio. Euro kosten. Bei
den kleineren Parteien schätzen
Parteiinsider die Kosten auf je-
weils 500 000 bis eine Mio.

Euro. Traditionell veröffentli-
chen die Parteien keine Zahlen
über die Kosten ihrer Wahl-
kämpfe. Für einen erneuten
Wahlkampf müssten die Par-
teien wieder teure Werbeagen-
turen beauftragen, tausende
Plakate drucken lassen und Ver-
anstaltungsorte für Kundgebun-
gen im ganzen Land anmieten.

Die Parteikassen sind ohne-
hin leer, weil bereits 2009 drei
Wahlkämpfe (Europa, Bundes-
tag, Kommunen) organisiert
werden mussten. Wegen der
komplizierten Regierungsbil-
dung nach der Landtagswahl

vom 9. Mai sind Neuwahlen ein
denkbarer Ausweg. In der Lan-
desverfassung heißt es dazu:
„Der Landtag kann sich durch
eigenen Beschluss auflösen.
Hierzu bedarf es der Zustim-
mung der Mehrheit der gesetzli-
chen Mitgliederzahl.“

Nach der Auflösung des
Landtags müssten Neuwahlen
binnen 60 Tagen stattfinden.
Am 9. Juni konstituiert sich zu-
nächst der neugewählte Düssel-
dorfer Landtag. Eine denkbare
Neuwahl könnte im September
stattfinden. (ddp)

Ulrich Jobs muss gehen 
RWE plant angeblich einen Umbau im Vorstand

Essen/Hamburg. Der Auf-
sichtsrat des Essener Energieun-
ternehmens RWE soll nach In-
formationen eines Nachrich-
tenmagazins auf seiner nächsten
Sitzung überraschend über
einen Umbau des Vorstands ab-
stimmen.

Ausscheiden soll der bisher
für das internationale Geschäft
verantwortliche langjährige
RWE-Manager Ulrich Jobs. Sei-
nen Posten soll der erst 43-jäh-

rige Ex-McKinsey-Unterneh-
mensberater Leonhard Birn-
baum übernehmen, hieß es. Er
war bei RWE bislang für die
Strategie verantwortlich.

Mit der spektakulären Ro-
chade möchte RWE-Chef Jür-
gen Großmann offenbar ein in-
ternes Wettrennen um seine
eigene Nachfolge einläuten.
Der RWE-Chef will das Unter-
nehmen in etwa zwei Jahren
verlassen. Als Kronprinz galt

bislang RWE-Inlandschef Rolf
Martin Schmitz, 52 Jahre, den
Großmann vor gut einem Jahr
bei der Kölner RheinEnergie
AG abgeworben hatte.

Nach der überraschenden
Benennung Birnbaums, glauben
Aufsichtsratsmitglieder, dürfte
nun ein harter Zweikampf um
den gut dotierten RWE-Chef-
sessel ausbrechen. (ddp)

Keine Reform
Hamburg. CSU-Chef Horst
Seehofer hat die Vorschläge
von Verteidigungsminister Karl-
Theodor zu Guttenberg (CSU)
für eine Reform der Wehr-
pflicht in scharfer Form zurück-
gewiesen. „Wir können nicht
alle paar Monate unsere politi-
schen Entscheidungen verän-
dern. Das gilt für die Wehr-

pflicht genauso wie für die an-
deren Bereiche“, sagte Seehofer.
„Wir sind eine Partei der Bun-
deswehr“, betonte er. „Wir sa-
gen ja zur Wehrpflicht, und wir
werden mit unserem Minister
sehr eingehend über diese Fra-
gen sprechen.“ Die CSU werde
an der sechsmonatigen Wehr-
pflicht festhalten. Foto: ddp

Sicherer Sieger…
CDU sieht Wulff als Bundespräsidenten

Hamburg. CDU-Generalsekre-
tär Hermann Gröhe hält einen
Erfolg des niedersächsischen
Ministerpräsidenten Christian
Wulff (CDU) bei der Bundes-
präsidentenwahl am 30. Juni für
sicher. „Ich empfinde persön-
lich großen Respekt und Wert-
schätzung für Joachim Gauck.
Allerdings zweifle ich nicht da-

ran, dass CDU, CSU und FDP
in der Bundesversammlung ge-
schlossen für Christian Wulff
stimmen“, sagte Gröhe.

Zugleich verurteilte er SPD
und Grüne für ihre Kritik an
Wulff. Schon ihre Äußerungen
über Amtsvorgänger Horst
Köhler hätten „eindeutig den
nötigen Respekt vermissen las-
sen“. Die „billigen Attacken
von SPD und Grünen auf
Christian Wulff“ zeigten, dass
die Opposition „nichts dazuge-
lernt“ habe.

Gröhe wandte sich gegen
die Darstellung, Bundeskanzle-
rin Angela Merkel habe Bun-
desarbeitsministerin Ursula von
der Leyen (beide CDU) für das
höchste Staatsamt favorisiert.
„Christian Wulff war der erste
von mehreren exzellenten
denkbaren Kandidaten, den die
Bundeskanzlerin und CDU-
Vorsitzende gefragt hat“, sagte
er. „Alles andere sind Falsch-
meldungen.“ (ddp)

…oder doch nicht?
In der Koalition gibt es „Gauck-Fans“

Berlin. In der Union gibt es
anscheinend doch Unterstüt-
zung für den rot-rünen Präsi-
dentschaftskandidaten Joachim
Gauck. Der langjährige bran-

denburgische CDU-Vorsitzende
Jörg Schönbohm äußerte seine
Sympathie für Gauck. „Ich frage
mich, warum es nicht möglich
war, sich im bürgerlichen Lager
mit der SPD auf Gauck zu eini-
gen“, sagte Schönbohm, der als
Mitglied der Bundesversamm-
lung an der Wahl des Präsiden-
ten am 30. Juni teilnimmt.

Auch die ehemalige FDP-
Präsidentschaftskandidatin Hil-
degard Hamm-Brücher zeigte
sich „sehr enttäuscht, dass man
nicht versucht hat, in dieser
schwierigen innenpolitischen
Situation einen gemeinsamen
Kandidaten aller Parteien zu
finden.

Herr Gauck ist eine hervor-
ragende Idee. Er ist politisch im
Pulverdampf erprobt, kommt
aber nicht aus der Parteikiste“,
sagte Hamm-Brücher. (ddp)

Auf Sparkurs
Koalition debattiert heute über den Bundeshaushalt 2011

Berlin. Vor der Sparklausur der
schwarz-gelben Bundesregie-
rung warnen Unions-Politiker
vor zu drastischen Kürzungen.
Haushalts- und Finanzexperten
von CDU und CSU warnten
gestern vor einem einseitigen
Sparkurs und brachten erneut
Steuererhöhungen ins Spiel.
Heute kommt das Kabinett im
Kanzleramt zum zweitägigen
Treffen zusammen, um die Eck-
punkte für den Bundeshaushalt
2011 aufzustellen.

Die Bundesregierung muss
jährlich etwa zehn Mrd. Euro
sparen, um die Vorgaben der im
Grundgesetz verankerten
Schuldenbremse erfüllen zu
können. Demnach muss die
strukturelle Neuverschuldung
des Bundes gemessen am Brut-
toinlandsprodukt bis 2016 auf
maximal 0,35 Prozent reduziert
werden. Nach Informationen
einer Zeitung sind im kommen-
den Jahr Einsparungen von
zwölf Mrd. Euro geplant. 2012
soll das Defizit um zehn Mrd.
gedrückt werden, 2013 noch
mal um fünf Mrd. Euro. Beson-

ders im Fokus steht den Anga-
ben nach der 143-Milliarden-
Etat von Arbeitsministerin Ur-
sula von der Leyen (CDU).
Kürzungen seien unter anderem
bei Jobprogrammen und „Hartz
IV“ vorgesehen. Einem Bericht
zufolge soll der befristete Zu-
schlag bei den „Hartz IV“-Leis-
tungen entfallen, den Arbeits-
lose bisher zwei Jahre lang er-
halten, wenn sie vom Arbeitslo-
sengeld I in das Arbeitslosen-
geld II übergehen. CDU-Gene-
ralsekretär Hermann Gröhe sag-
te, auf der Klausur werde „in
erster Linie“ übers Sparen ge-
sprochen. „Dennoch werden
wir auch manche Einnahmever-
besserung in Erwägung ziehen
müssen, zum Beispiel bei der
Tabaksteuer.“ Auch die Auftei-
lung in vollen und ermäßigten
Mehrwertsteuersatz müsse über-
prüft werden.

Baden-Württembergs Mi-
nisterpräsident Stefan Mappus
(CDU) trat ebenfalls für Mehr-
einnahmen bei der Mehrwert-
steuer ein. „Durch die vermin-
derte Mehrwertsteuer nimmt

der Staat rund 20 Mrd. Euro
weniger ein. Da können wir re-
lativ einfach einige Milliarden
zusätzlicher Einnahmen gene-
rieren.“

Auch der haushaltspoliti-
sche Sprecher der Unions-Frak-
tion, Norbert Barthle (CDU),
plädierte dafür, Ausnahmen bei
der Mehrwertsteuer zu beseiti-
gen. „Natürlich müssen wir spa-
ren, aber es ist genauso wichtig,
die Ausgabenzuwächse zu be-
grenzen und das Wachstum an-
zuregen“, sagte er. Die zusätzli-
chen Einnahmen könnten in
wachstumsfördernde Maßnah-
men investiert werden.

CSU-Landesgruppenchef
Hans-Peter Friedrich mahnte
die Entlastung kleiner und mitt-
lerer Einkommen an. Im Ge-
genzug plädierte er für Steuerer-
höhungen für jene, „die weit
mehr als der Durchschnitt ver-
dienen“. Auch bei den Sozial-
leistungen, wie Wohn- und El-
terngeld forderte der CSU-Lan-
desgruppenchef Einschnitte.
„Das ist nicht das Ende des So-
zialstaats“, betonte er. (ddp)

Vorschlag objektiv prüfen
Das Gesundheitssystem ist weiterhin umstritten

Stuttgart. Baden-Württembergs
Ministerpräsident Stefan Map-
pus (CDU) will die Vorschläge
von Bundesgesundheitsminister
Philipp Rösler (FDP) zur Ein-
führung einer Zusatzprämie im
Gesundheitssystem offenbar un-
voreingenommen prüfen.

Mappus sagte: „Ich höre mir
Vorschläge erst einmal genau

an, wäge die Vor- und Nachtei-
le ab und spreche dann mit den
Betroffenen, bevor ich mich
öffentlich äußere.“

Mappus kritisierte zudem
den heftigen Streit in der
schwarz-gelben Koalition über
die Gesundheitspolitik: „Hier
gilt leider: Die Harmonie zwi-
schen CDU, CSU und FDP ist

noch steigerungsfähig.“ Rösler
verteidigte indes gestern die
Idee der Kopfpauschale. Der
einkommensunabhängige Bei-
trag sei kein Selbstzweck, son-
dern ermögliche mehr Wettbe-
werb im Gesundheitssystem.

Mit einer Blockade, wie sie
die CSU betreibe, komme man
jedenfalls nicht weiter. (ddp)

…gibt es offenbar dennoch auch
Sympathien für Joachim Gauck
in der Union. Fotos: ddp

Während sich die CDU sicher
zu sein scheint, dass Christian
Wullf Bundespräsident wird, …
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